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Neue Wahl- und Gemeindeordnungen der Weimarer Republik 

Mit dem württembergischen Gemeindegesetz vom März 1919 erhielten Frauen zum ersten Mal 
das Wahlrecht. Auch für Männer wurde das kommunale Wahlrecht ausgedehnt: 
ausschlaggebend waren Wohnsitz und Alter (20 Jahre für das aktive, 25 Jahre für das passive 
Wahlrecht, seit mindestens sechs Monaten in der Stadt ansässig). Es bedurfte nicht mehr des 
Gemeindebürgerrechts, um wählen zu dürfen, was bisher in den Industriestädten die 
zahlreichen zugezogenen Industriearbeiter vom kommunalen Wahlrecht ausgeschlossen hatte. 
Insgesamt waren 44 Ratssitze zu vergeben, wovon die eine Hälfte derjenigen, die mit höheren 
Stimmenzahlen gewählt wurden, auf sechs Jahre, die andere Hälfte lediglich auf drei Jahre 
besetzt wurde. So musste jeweils die Hälfte der Gemeinderatssitze nach drei Jahren neu durch 
Wahl bestimmt werden. Zwischen 1919 und 1932 fanden fünf Ratswahlen statt, wobei die 
Wahlbeteiligung zwischen 51,5 und 76,8% schwankte. Die ersten Gemeinderätinnen waren 
1919 Emilie Wechßler (DDP), Katharine Lutz (SPD) und als Nachrückerin Agnes Schultheiß 
(Zentrum); zwei weitere Frauen gelangten bei den folgenden Wahlen in den Gemeinderat. 
Außerdem wurde der Bürgerausschuss, das gewählte Kontrollorgan des Gemeinderats, in der 
neuen Gemeindeverfassung abgeschafft. Die Zersplitterung der Parteienlandschaft gegen Ende 
der Weimarer Republik zeigte sich auch in Ulm. 1931 - 1933 bestand der Gemeinderat aus acht 
Fraktionen, wobei sich die Nationalsozialisten vor allem durch Provokation und Obstruktion 
hervortaten. 
Der Oberbürgermeister wurde nach demselben Wahlrecht wie für die Gemeinderatswahlen 
gewählt. Bereits 1906 war schon die Mitwirkung des Staates bei der Besetzung des 
Oberbürgermeisterpostens und die Lebenslänglichkeit seines Amtes aufgehoben worden.  
Zum württembergischen Landtag waren alle deutschen Staatsbürger beiderlei Geschlechts ab 20 
Jahren wahlberechtigt. Das Wahlrecht war ein Verhältniswahlrecht. Der Landtag bestand nur 
noch aus gewählten Abgeordneten, d.h. die erste Kammer mit den Sitzen des Adels wurde 
aufgelöst und auch die Privilegierten in der 2. Kammer (ritterschaftlicher Adel) verloren ihre 
Sitze. Außerdem wurde in der neuen württembergischen Landesverfassung das Instrument des 
Volksbegehrens und der Volksabstimmung geschaffen. 
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Material 1: Agnes Schultheiß, geb. Landmann (1873-1959) 

Geboren in Danzig machte sie nach Besuch der „Höheren Töchterschule“ eine Ausbildung als 
Lehrerin. Sie unterrichtete in Leipzig und Danzig, ehe sie als eine der ersten Frauen Sprach- und 
Literaturwissenschaften in Oxford und Bonn studierte. 1906 heiratete sie den Postobersekretär 
Franz Schultheiß, weshalb sie ihren Beruf als Lehrerin aufgeben musste. Seit 1908 wohnte 
Agnes Schultheiß mit ihrem Mann in Ulm, wo sie sich in der katholischen Kirchengemeinde und 
der bürgerlichen Frauenbewegung engagierte. Sie gehörte zu den Mitbegründerinnen des 
„Rettungsvereins Guter Hirte“, der sich der Betreuung „gefallener Mädchen“ und deren 
Säuglinge verschrieben hatte. Den Vorsitz des Vereins hatte sie von 1912-1939 inne. Zusätzlich 
war sie Leiterin des Ortverbandes des katholischen Frauenbundes. 1919 kam sie als 
Nachrückerin für das Zentrum in den Ulmer Gemeinderat. 

(StA Ulm, G 2 Schultheiß, Agnes) 
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Material 2: Emilie (Emmy)Wechßler, geb. Gindorfer (1883-1969) 

Geboren in Ulm machte sie eine Ausbildung als Schauspielerin. Sie heiratete 1908 den 55 Jahre 
älteren Adolf Wechßler, einen Tabakwarenfabrikanten und Dichter aus Ulm. Er hinterließ der 
kinderlosen Witwe bei seinem Tod 1914 ein großes Vermögen. Sie engagierte sich in der Orts-
gruppe des Vereins „Frauenbildung – Frauenstudium“ (heute: „Frauenbildung – Frauendienst im 
Deutschen Frauenring Ortsring Ulm/ Neu-Ulm e.V.“), der sich vor allem um Krippenplätze und 
die Vergabe von Stipendien an begabte Ulmer Mädchen verdient machte. Sie gehörte zu den 
Organisatorinnen von Wohltätigkeitsveranstaltungen und der berühmten „Weiberfasnet“. 1919 
wurde sie für die DDP in den Gemeinderat gewählt. 

(StA Ulm, G 2 Wechsler, Emmy) 
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Material 3: Lebenslauf der Katherine Lutz 

Die Hebamme Katharine Lutz, die am 11. Juni 1919 für die SPD in den Ulmer Gemeinderat 
gewählt wurde, stammt aus vollkommen anderen gesellschaftlichen Verhältnissen wie ihre 
beiden Kolleginnen im Rat, Emilie Wechßler und Agnes Schultheiß. Die fast gleichaltrige Emilie 
(Emmy) Wechßler (geb. 1883) war als junge, kinderlose Witwe eines Fabrikanten finanziell 
unabhängig und weltläufig. Die um einiges ältere, ebenfalls kinderlose Agnes Schultheiß (geb. 
1873) hatte als Universitätsabgängerin einen ganz anderen sozialen und geistigen Hintergrund. 
Auch sie war dank ihres besser gestellten Mannes finanzieller Sorgen weitgehend enthoben. 

Katherine Lutz wurde am 29. 9. 1882 in Cannstatt als Katherine Barbara Fischer geboren.1 Ihre 
Eltern waren evangelisch, der Vater Karl Friedrich Fischer war als Wagenmeister in Ulm – wohl 
beim Militär - beschäftigt. Die Mutter, Katherina geb. Huck, war Hausfrau. Weitere Geschwister 
sind unbekannt. Die Tochter Katherine arbeitete in Ulm als Dienstmädchen und „Nähterin“. Im 
November 1900 brachte sie noch nicht volljährig in Cannstatt eine uneheliche Tochter Luise zur 
Welt. Ein zweites uneheliches Kind wurde im August 1903 tot geboren. Im November1906 
heiratete sie in Ulm den aus Obermarchtal stammenden katholischen Schutzmann August Lutz2, 
der später noch verschiedene andere Berufe ausübte, wie Magaziner, Betriebsassistent, 
Telegraphenarbeiter und Post- bzw. Oberpostschaffner. Ob er der Vater der beiden unehelich 
geborenen Kinder war, ist nicht sicher, auf jeden Fall legitimierte er die 1900 geborene Tochter 
Luise. Seine Militärzeit diente er beim Infanterieregiment 120 ab. Die Familie Lutz ist zwischen 
1906 und 1921 mehrfach umgezogen, So war sie ab 1. Oktober 1906 am Weinhofberg 6/I bei 
Johann Heinzmann (Kunstmüller) in Ulm, im Jahr darauf ab 1. Juli in der Bodengasse 10/1 bei 
Ströhle gemeldet, ab 1. April 1908 wohnte sie in Neu-Ulm, ab 1909 schließlich in Söflingen, 
zunächst in der Schlossergasse, zuletzt in der Judengasse. In Ulm kamen 1910 und 1913 noch 
zwei weitere Kinder zur Welt, von denen aber nur die 1910 geborene Tochter Auguste 
überlebte.3 Der Sohn Friedrich verstarb schon ein Jahr nach der Geburt. Seit wann Katherine 
Lutz den Beruf der Hebamme ausübte ist ebenso wenig klar wie ihre Beziehungen zur SPD. Es ist 
aus den vorhandenen Quellen nicht zu eruieren, ob sie selbst Parteimitglied war oder über ihren 
Mann der Partei nahe stand, ab wann sie politisch in Erscheinung trat oder welche Rolle sie 
überhaupt in der Ulmer sozialdemokratischen Bewegung vor und während des Krieges spielte. 
Auf der Wahlvorschlagsliste der SPD für die Gemeinderatswahl 1919 stand ihr Name von allen 
aufgestellten Frauen am weitesten vorne, nämlich an sechster Stelle von 34.4  Erst auf Platz 16, 
21 und 30 folgen weitere Kandidatinnen. Bei der Wahl erreichte sie mit 5 359 Stimmen ein  

1 Alle Angaben aus Standesamt Ulm, Familienregister 51/ 20 und Standesamt Ulm-Söflingen Familienregister 11/112. Vgl. auch 

Adressbücher Ulm/ Neu-Ulm 1912-1914-1919-1921 und Wohnungsanmeldungen und -abmeldungen in StA Ulm B 122/03 Nr. 11. 
2 Auch er stammt aus bescheidenen Verhältnissen: sein Vater Anton war Tagelöhner, die Mutter, Crescentia geb. Sommer, ebenfalls 

Hausfrau. 
3 Auguste heiratete 1941 in Tuttlingen den Instrumentenmacher Albrecht Johannes Mieh (Eintrag im Söflinger Familienregister 

11/112). 
4 StA Ulm G5/79, 1919, Amtsblatt für Stadt und Bezirk Ulm Nr. 53, 6. Mai 1919. Die meisten Frauen stellte die DDP auf. Hier waren 

8 von 44 Kandidaten Frauen. 
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achtbares Ergebnis, was für den Einzug ins Gemeindeparlament reichte, allerdings – 
entsprechend der neuen Wahlordnung - nur für drei Jahre.5 Im Gemeinderat wurde sie am 30. 
Juni 1919 zum ordentlichen Mitglied in der Polizeiabteilung und zum stellvertretenden Mitglied 
in der landwirtschaftlichen und der kulturellen Abteilung gewählt. Als gewählte Gemeinderätin 
saß Frau Lutz automatisch in der Ortsarmenbehörde, wo sie am 21. 7. 1919 zum 
stellvertretenden Mitglied der Armendeputation gewählt wurde. Im Gemeinderat und den 
Ausschüssen selbst scheint sie nicht sehr aktiv gewesen zu sein, die Protokolle verzeichnen nur 
wenige Wortbeiträge, auf die zudem vom Vorsitzenden bzw. den anderen Ratsmitgliedern nicht 
näher eingegangen wurde.6  Es gab auch, laut Protokoll, keine direkte, wie auch immer geartete 
Kommunikation zwischen den drei gewählten Frauen während der Sitzungen.  

Eine Zusammenstellung aller Sitzungen, an denen sie beteiligt war (immerhin über 100), zeigt, 
dass das Amt einer Gemeinderätin sehr zeitaufwendig war. Insgesamt gesehen hat sie relativ 
wenige Sitzungen versäumt. Gründe für ihr Fehlen dürften zum einen Krankheit (vgl. November 
1919), berufliche Inanspruchnahme bzw. die Umzugsvorbereitungen (vgl. Sommer 1921) 
gewesen sein. Die 24 Mark Aufwandsentschädigung, die sie pro Sitzungstag erhalten hat, 
waren für die Familie sicher eine wichtige Einnahmequelle in dieser von Mangel und Elend 
gekennzeichneten Zeit. Immerhin fand der Vorsitzende des Gemeinderates, OB 
Schwammberger, freundliche Worte zu ihrem Abschied. 

Jedenfalls verzog die Familie Lutz im September 1921 nach Vaihingen auf den Fildern.7 Über ihr 
weiteres Leben ist nichts bekannt, außer dass August und Katherine Lutz laut Eintrag im 
Familienregister 1939 bzw. 1941 aus der Kirche austraten und sich in der Folge als 
„gottgläubig“ bezeichneten. 1953 zogen sie noch einmal um, und zwar nach Stuttgart in die 
Seyfferstraße 22. Dort ist Katherine Lutz am 13. April 1962 gestorben.8 

Zusammenstellt von Günther Sanwald 

5 StA Ulm G5/79, 1919, Amtsblatt für Stadt und Bezirk Ulm Nr. 57, 15. Mai 1919. Die Wähler konnten 1919 kumulieren, aber nicht 
panaschieren. Ihr Fraktionskollege Friedrich Herrlinger erhielt mit 6942 die meisten Stimmen bei der SPD. Die Hälfte der 44 Sitze 
wurde nach der Hälfte der Legislaturperiode neu gewählt, d. h., die 22 Ratsmitglieder mit den wenigsten Stimmen mussten nach 
drei Jahren ausscheiden und sich einer erneuten Wahl stellen.  

6 Vgl. die Protokolle StA Ulm, B 005/5 Nr. 251-260 
7 Die Familienregister der 1942 nach Stuttgart eingemeindeten Gemeinde befinden sich noch im Bezirksamt Vaihingen. Die 

Melderegister sind im Stadtarchiv Stuttgart (Auskunft Stadtarchiv Stuttgart 20. 1. 2010). 

8 Auskunft Stadtarchiv Stuttgart 20. 1. 2010.
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Material 4: Gemeinderatsprotokoll vom 19.09.1932 (StA Ulm, B 005/5 Nr. 282) 
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Parteien und Verbände von 1918 bis 1933 

Nach dem Ende des 1. Weltkriegs fanden am 19. Januar 1919 im Deutschen Reich die Wahlen 
zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung der neuen Republik statt. 
Danach gab es bis zu den letzten freien Wahlen am 5. März 1933 insgesamt 8 Wahlen zum 
Deutschen Reichstag. 

Wahlberechtigt waren nach Art. 22 der Weimarer Reichsverfassung alle über 20 Jahre alten 
Männer und erstmals auch Frauen. 
Gewählt wurde wie heute in der Bundesrepublik in „allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und 
geheimer Wahl“ (Art. 22), allerdings nach dem reinen Verhältniswahlrecht. Das bedeutete, dass 
auf eine festgelegte Anzahl von Stimmen ein Sitz im Reichstag entfiel (so dass übrigens die 
Größe des Reichstags je nach der Wahlbeteiligung sehr differieren konnte). Wie in der 
Verfassung der Bundesrepublik waren allerdings auch in der Weimarer Republik die gewählten 
Abgeordneten „Vertreter des ganzen Volkes“ und „nur ihrem Gewissen unterworfen und an 
Aufträge nicht gebunden“ (Art. 21). 

Da das Wahlrecht keine 5% Sperrklausel kannte und damit kleinere Parteien und 
Gruppierungen begünstigte, stellten sich im ganzen Reich insgesamt 54 Parteien und 
Gruppierungen zur Wahl, in Ulm allein bis zu 25. Von diesen waren es aber nur 5 Parteien, die 
bei allen neun Wahlen antraten, und zwar die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), 
die Deutsche Demokratische Partei (DDP, linksliberal), das Zentrum (Partei des politischen 
Katholizismus), die Deutsche Volkspartei (DVP, rechtsliberal) und die Deutschnationale 
Volkspartei (DNVP, nationalkonservativ). Bekanntlich setzten sich nur die ersten drei der 
genannten Parteien entschlossen für das republikanische System und seine Verfassung ein, 
während die übrigen Parteien, vor allem die schon bald hinzukommende Kommunistische Partei 
(KPD) und die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP) die neue Republik 
entschieden ablehnten und bekämpften. 
Die genannten Parteien traten neben anderen auch bei den Gemeinderatswahlen in Ulm an. 

Neben ihrer Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen nahmen die Ulmer Bürger aber auch 
Einfluss auf die Geschicke ihrer Stadt durch die Organisation in verschiedenen Verbänden. Einige 
von ihnen reagierten unmittelbar auf die Niederlage im 1. Weltkrieg und die durch den Vertrag 
von Versailles auferlegten militärischen Beschränkungen. Beispiele sind von Ende März 1919 bis 
zu ihrer Auflösung im Juni 1921 die „Ulmer Einwohnerwehr“ (E.W.U.) und seit dem 22. 
Oktober 1920 bis zur Löschung aus dem Vereinsregister 1939 das „Schwabenbanner“, ebenso 
der reichsweit bestehende „Stahlhelm“ und der „Reichsbund jüdischer Frontsoldaten“. Andere 
Verbände waren mehr eine Reaktion auf die sich vor allem gegen Ende der Weimarer Republik 
zuspitzenden gesellschaftlichen und politischen Gegensätze (Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, 
Roter Frontkämpferbund). 
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Material 1: Ergebnisse der Reichstagswahlen 

Die Stimmenanteile der Parteien bei den Reichstagswahlen 1919—1933 

Von je 100 gültigen 
Stimmen entfielen 
auf 

im 
Wahl-
gebiet 

19.1.1919 6.6.1920 4.5.1924 7.12.1924 20.5.1928 14.9.1930 31.7.1932 6.11.1932 5.3.1933 

Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands 

(SPD) 

Reich 37,9 21,6 20,5 26,0 29,8 24,6 21,6 20,4 18,3 

Württ. 35,4 15,9 15,7 20,3 23,6 20,1 17,6 15,2 14,8 

Ulm 41,0 20,6 20,4 25,2 28,0 20,9 18,3 15,2 15,6 

Unabhängige 
Sozialdemokratische 
Partei (USPD) 

Reich 7,6 18,8 0,8 0,3 0,1 0,0 

Württ. 2,7 12,8 

Ulm 1,8 10,9 

Kommunistische 
Partei Deutschlands 
(KPD) 

Reich 1,7 12,6 9,0 10,9 13,1 14,6 16,9 12,3 

Württ. 3,2 11,3 8,1 7,2 9,4 11,0 14,5 9,2 

Ulm 3,6 6,1 2,8 1,9 3,8 5,9 9,2 5,2 

Zentrum Reich 1 19,7 18,1 16,6 17,4 15,2 14,8 15,7 15,0 14,0 

Württ. 22,8 23,8 21,7 23,4 20,4 21,6 21,8 20,5 17,6 

Ulm 18,7 20,7 18,9 20,6 19,0 19,9 20,3 19,4 17,8 

Christlich-sozialer 
Volksdienst 

Reich . 2,5 1,1 1,0 1,0 

Württ. 6,5 3,6 4,2 3,1 

Ulm 5,9 2,8 3,6 2,1 

Bauern- und 
Weingärtnerbund 

Reich 1,1 2,6 2,4 2,7 4,5 4,7 0,2 0,7 0,3 

Württ. 17,3 19,6 17,8 17,7 14,1 6,9 8,0 5,3 

Ulm 1,0 0,7 0,6 1,1 1,1 0,4 0,4 0,3 

Deutsche Volkspartei 
(DVP) 

Reich 4,4 13,9 9,2 10,1 3,7 4,5 1,2 1,9 1,1 

Württ. 3,8 4,4 5,7 5,5 0,9 1,5 0,7 
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Ulm 10,6 6,3 13,5 11,3 0,9 1,2 0,6 

Deutsche 
Demokratische 
Partei2 (DDP) 

Reich 18,5 8,4 5,7 6,3 4,9 3,8 1,0 0,9 0,8 

Württ. 25,0 14,3 9,4 10,8 9,5 9,7 2,4 3,0 2,2 

Ulm 30,8 22,8 14,5 11,3 10,0 8,2 2,4 3,0 2,1 

Deutschnationale 
Volkspartei (DNVP) 

Reich 10,3 13,0 19,5 20,5 14,3 7,1 5,9 8,3 8,0 

Württ. 13,8 8,9 9,9 10,9 6,2 3,9 3,8 5,3 5,1 

Ulm 7,53 9,8 21,1 22,3 17,8 10,2 7,7 12,0 11,24 

Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiter-
Partei (NSDAP) 

Reich 6,5 3,0 3,5 18,3 37,4 33,1 43,9 

Württ. 4,1 2,1 2,1 9,4 30,3 26,3 41,9 

Ulm 4,8 1,6 3,1 22,2 39,7 34,2 45,0 

Sonstige Parteien Reich 0,5 1,9 6,2 4,7 8,1 6,6 1,3 1,8 0,3 

Württ. 0,3 3,9 0,9 7,8 5,3 1,7 1,5 0,1 

Ulm 0,2 7,2 2,1 7,8 7,8 1,6 1,8 0,1 

Kandidierende 
Parteien in Ulm 

6 8 15 11 16 14 25 22 10 

Anmerkungen: 

1) Einschließlich Bayerische Volkspartei.

2) 1930 Deutsche Staatspartei, schloss Listenverbindung mit der DVP.

3) 1919 Württ. Bürgerpartei und Württ, Bauern- und Weingärtnerbund.

4) 1933 Kampffront Schwarz-Weiß-Rot.

Aus: Der Stadtkreis Ulm, Amtliche Kreisbeschreibung, Ulm 1977, S. 412. 

Zu den kleineren Parteien gehörten z.B. der Freiwirtschaftsbund, die Mittelstandspartei, der 
Sparerbund, Land- und Volksbund, die Deutsche Haus- und Grundbesitzerpartei, die 
evangelische Volksgemeinschaft, die Wirtschaftspartei, die Volksrechtspartei 
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Reichstagsabgeordnete aus Ulm waren von 1919 bis zu den Wahlen im Mai 1928 Dr. Philipp 
Wieland für die DDP, ab 1928 Wilhelm Dreher (der spätere Polizeidirektor von Ulm) für die 
NSDAP und Franz Wiedemeier für das Zentrum. 
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Material 2: Ergebnisse der Gemeinderatswahlen 1919 - 1933. 

Zwischen 1919 und 1932 fanden in Ulm fünf Wahlen zum Gemeinderat statt. Im einzelnen 
verteilten sich die Mandate wie folgt: 

SPD Zentrum Bürgerpartei 
(seit 1925 
unter dem 
Namen  
DNVP in 
Ulm) 

DDP DVP CSVD 
(Christlich 
Sozialer 
Volksdienst) 

KPD NSDAP Friedensges. Ulmer 
Stadtbund 

1919 121 9 4 19 

1922 10 9 4 14 2 5 

1925 10 8 7 7 3 9 

1928 10 10 10 7 4 12 

1931 8 10 8 7 1 1 2 7 

Anmerkungen: 

1) Einer der hier unter SPD rubrizierten Gemeinderäte war der USPD-Politiker Robert Dick

2) Zwei der 1925 gewählten Ulmer Stadtbund-Gemeinderäte hatten sich nach den
Dezemberwahlen 1928 der DVP-Fraktion, zwei der DNVP-Fraktion angeschlossen.
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Material 3: Wahlvorschläge für die Gemeinderatswahl vom 06.12.1931 im Amtsblatt 

(StA Ulm, G 5/79 von 1931). 



17 

Material 4. Ergebnis der Gemeinderatswahl vom 06.12.1931 im Amtsblatt 

(StA Ulm, G 5/79 von 1931). 
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Material 5: Beitrittsaufruf zur DVP von 1920 im Ulmer Tagblatt (StA Ulm, G 5/52 vom 
31.05.1920). 
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Material 6: Ausbildungsbeispiele von einer Einwohnerwehr-Tagung 

(StA Ulm, Nachlass Karl Weiger). 

Die E.W.U. war gegründet worden zum „Schutz der öffentlichen Einrichtungen, des Lebens u. 
Eigentums gegen gewaltsame verbrecherische Angriffe jeder Art sowie zur Unterstützung der 
gesetzmäßigen Regierung bei Aufrechterhaltung der Ordnung“ (§ 1 der Satzung). Mitglied 
konnte jeder Mann unabhängig von seiner Herkunft werden, allerdings waren Mitglieder der 
USPD und der KPD ausdrücklich ausgeschlossen. Die E.W.U. hatte etwa 1700 Mitglieder, die in 
Scharen gegliedert waren. 

Die Tagung hat zu einem nicht genannten Datum wahrscheinlich in Stuttgart stattgefunden. 
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Material 7: Bericht Adolf Merath vom 27.6. über Einsatz der E.W.Ulm am 22. Juni 1920 

(StA Ulm, Nachlass Karl Weiger). 



Wegen den fortschreitenden Inflation und der damit verbundenen Knappheit an Lebensmitteln 
kam es auch in Ulm zu wiederholten Unruhen. Am 22. Juni 1920 versammelten sich etwa 3000 
Demonstranten auf dem Charlottenplatz (hinter dem heutigen Humboldt-Gymnasium). Die 
Ereignisse eskalierten in der Erstürmung des Rathauses. Bei dem Einsatz von Polizeiwehr und 
schließlich auch Reichswehr kamen 6 Demonstranten ums Leben und 26 wurden zum Teil 
schwer verletzt. Im Ulm wurde für 3 Tage der Ausnahmezustand ausgerufen. 
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Material 9: Oberbürgermeister Emil Schwammberger (StA Ulm, G 2) 

Bei Ende des 1. Weltkriegs war Heinrich Wagner (seit 1891) Oberbürgermeister in Ulm. 1919 
folgte Ihm Dr. Emil Schwammberger (1882-1955), der zuvor Oberamtmann im württem-
bergischen Arbeitsministerium gewesen war. Noch im Jahr seines Amtsantritts führte 
Schwammberger eine Neuorganisation der städtischen Ämter durch. 

Schwammberger wurde 1929 mit einer Mehrheit von 17.141 Stimmen gegen 5.031 
wiedergewählt, allerdings am 17. März 1933 von den neuen nationalsozialistischen 
Machthabern bis auf weiteres beurlaubt und am 26. Juli 1933 durch Verfügung des 
Reichsstatthalters endgültig entlassen. 
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Material 10: Entstehung des „Schwabenbanner“ 

(Aus: Hermann Braun: Schwabenbanner. Rechenschaftsbericht anlässlich der Auflösung des 
Vereins 1939 S,. 9/10. StA Ulm G 6, XIII 4.6) 



Beim Schwabenbanner handelte es sich um einen paramilitärischen Wehrsportverband, der 
seinerzeit ins Leben gerufen worden war, um die nach dem Ende des Ersten Weltkriegs von den 
Alliierten im Versailler Vertrag verhängte Beschränkung auf ein 100.000 Mann-Heer zu 
umgehen.  

Die Gründung zahlreicher Schützenvereine, insbesondere auch auf der Schwäbischen Alb, geht 
auf diesen paramilitärischen Verband zurück. Das Ziel bestand darin, "waffenfähige und 
waffenwillige" Zivilisten im Umgang mit möglichst kriegstauglichen oder kriegsnahen 
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Schusswaffen zu schulen. Damit wurde das Ziel verfolgt, das als Kadertruppe angelegte 100.000 
Mann-Heer bei Bedarf - also im Kriegsfall - möglichst rasch aufstocken zu können. Daher 
unterhielt das Schwabenbanner auch zahlreiche geheime Waffenlager, in denen u.a. 
Maschinengewehre versteckt wurden. Die Geheimhaltung diente dazu, die Überwachung der 
Interalliierten Militärkontrollkommission auf Einhaltung der Bestimmungen des Versailler 
Vertrags zu umgehen.  

Die politische Ausrichtung des Schwabenbanners war allerdings nicht nur gegen die 
Siegermächte des Ersten Weltkriegs, sondern auch gegen die Weimarer Republik insgesamt 
gerichtet. Das Schwabenbanner war antidemokratisch, monarchistisch und deutschnational 
orientiert. Nach der Machtübertragung an die Nationalsozialisten trug das Schwabenbanner 
deren Politik widerstandslos mit und ließ sich willfährig für den neuen, revanchistischen, auf eine 
militärische und politische Vorherrschaft in Europa abzielenden innen- und außenpolitischen 
Kurs einspannen.  

Die späte, erst im Jahre 1939 erfolgte Auflösung des Schwabenbanners ist daher auch nicht als 
eine zeitlich verzögerte Maßnahme der ansonsten im Frühjahr 1933 erfolgten "Gleichschaltung" 
zu betrachten, sondern darauf zurückzuführen, dass der Verbandszweck - also die unter 
Geheimhaltung stattfindende Waffenausbildung von Zivilisten - spätestens seit der 1935 
erfolgten Einführung der allgemeinen Wehrpflicht erfüllt war. Die Aufrüstung des Deutschen 
Reiches fand seither unter den Augen der Öffentlichkeit statt, was die Existenz des 
Schwabenbanners obsolet machte.   
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Material 11: Satzung des “Schwabenbanner“ (StA Ulm, Nachlass Karl Weiger) 
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Obwohl das „Schwabenbanner“ sich als überparteilich verstand, nahm es doch auch zu tages-
politischen Fragen Stellung, z.B. trat es schon 1925 bei beiden Wahlgängen vehement für die 
Wahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten ein. Bereits 1922 suchte der Verein Kontakt zu Adolf 
Hitler in München herzustellen, der aber dann doch nicht zustande kam. „Kameradschaftliche 
Beziehungen“(Braun) wurden auch zu rechtsradikalen Organisationen wie Brigade Erhardt, 
Organisation Consul und Wiking gepflegt. 
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Material 12: Vorstände und Ausschussmitglieder des „Schwabenbanner“. 

(Aus: Hermann Braun: Schwabenbanner. Rechenschaftsbericht anlässlich der Auflösung des 
Vereins 1939 S. 47. StA Ulm G 6, XIII 4.6) 
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Material 13: Zwei Zeitungsberichte zur Fahnenweihe des „Stahlhelm“ im August 1923 

a) Donauwacht vom 18.8.1923 (StA Ulm G 5/53)

b) Ulmer Tagblatt vom 21.8.1923 (StA Ulm G 5/52)



Material 14: Einladung des “Stahlhelm“ an den Oberbürgermeister der Stadt Ulm zur 
Teilnahme an der Fahnenweihe, August 1923 (StA Ulm, B 123/133 Nr. 9.). 

Der „Stahlhelm“, der bereits im Dezember 1918 als „Bund der Frontsoldaten“ von dem 
Reserveoffizier Franz Seldte gegründet worden war, bekannte sich offen zu republikfeindlichen 
und militaristischen Zielen. Im Jahre 1930 schätzt man seine Mitgliederzahl auf 500 000. In der 
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Garnisonsstadt Ulm, in der das Militär traditionell auch gesellschaftlich eine große Bedeutung 
hatte,  entstand 1919 die erste Ortsgruppe in Württemberg. 

Zu den genannten Personen: 

Dr. Eugen Ritter von Knilling (1865-1927) war von 1922 bis 1924 Ministerpräsident von Bayern. 
General Erich Ludendorff (1865 – 1937), Kronprinz Rupprecht von Bayern (1869 – 1955), 
Herzog Albrecht von Württemberg (1865 – 1939) waren keine Mitglieder des „Stahlhelm“. 
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Material 15: Gedächtnisrede an der Bahre des Herrn Friedrich Wallersteiner von 
Rabbiner Dr. Cohn, Ulm 1934 (StA Ulm G 2). 
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Der Ulmer Fabrikant Friedrich Wallersteiner (1893-1934) war nach dem Tod des Ulmer Arztes Dr. 
Franz Hirsch (1879-1932) Vorsitzender des „Reichsbunds jüdischer Frontsoldaten“ (RjF) 
gewesen, der im Februar 1919 von Leo Löwenstein gegründet worden war, um der 
„Herabsetzung ihres vaterländischen Verhaltens im Krieg“ (Satzung des RjF) entgegenzutreten. 
Seine Mitglieder bekannten sich im Gegensatz zu den Zionisten vorbehaltlos zur „deutschen 
Heimat“ und traten ein für eine fortschreitende Assimilation der Juden in die deutsche 
Gesellschaft. Zeitweise hatte der Bund fast 55.000 Mitglieder. 1938 wurde der „Reichsbund“ 
von den Nationalsozialisten aufgelöst. 

Insgesamt rechnet man, dass von den 85.000 jüdischen Kriegsteilnehmern 12.000 im 
1.Weltkrieg gefallen waren. Aus Ulm waren von 564 jüdischen Einwohnern 99 als Soldaten im
Krieg gewesen, und von ihnen waren 20 gefallen und 26 verwundet worden.
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Material 16: Die Fahne der Ortsgruppe Ulm des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold 

(StA Ulm, Nachlass Wirthle). 
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Material 17: Programm des „Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold“ zur Kundgebung mit 
Bannerweihe am 3./4. Juli 1926 (StA Ulm, B 123/133 Nr. 10). 



Material 18: Bericht aus der Süddeutschen Zeitung (Organ der Deutschnationalen in 
Württemberg) vom 6.7.1926 über den Reichsbannertag in Ulm (StA Ulm, B 123/133 Nr. 
10). 

Das „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold“ wurde als Organisation ehemaliger Kriegsteilnehmer am 
22. Februar 1924 von SPD zusammen mit Zentrum, DDP und Gewerkschaften zum Schutz der 
Republik gegründet. Von den etwa 3 Mio Mitgliedern des „Reichsbanners“ im Jahre 1932
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waren etwa 90 % Sozialdemokraten. Mit dem Arbeiter-Turn- und Sportbund und dem 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund schloss sich das „Reichsbanner“ Ende 1931 gegen 
die Gewalttaten der SA auf der einen und des kommunistischen „Roten Frontkämpferbundes“ 
auf der anderen Seite zur „Eisernen Front“ zusammen . 

Vorsitzender der im September 1924 gegründeten Ulmer Ortsgruppe war der Liberale W. 
Wirthle, der Herausgeber der Ulmer „Abendpost“. Weitere Mitglieder des Vorstands waren der 
sozialdemokratische Landtagsabgeordnete Karl Ruggaber, der Gewerkschafter Sellmer und von 
der DDP der jüdische Rechtsanwalt Moos und der Landtagsabgeordnete Fritz Varnholt. 

Im Jahre 1930 vereinigten sich die Ulmer und Neu-Ulmer Ortsgruppen und zählten zusammen 
1200 Mitglieder. Von ihnen waren 700 in sieben „Kameradschaften“ unterteilt, die in der 
waffenlosen Selbstverteidigung und im Schusswaffengebrauch (an Pistolen und wohl auch 
Karabinern) ausgebildet wurden. Eine Kameradschaft wurde speziell für den Schutz von 
Versammlungen und Demonstrationen geschult. 

Anlass für den Reichsbannertag in Ulm/Neu-Ulm war die Weihe der neuen Fahne der Ulmer 
Ortsgruppe. Die Veranstaltung sollte ursprünglich am 12./13. Juni 1926 stattfinden, musste aber 
kurzfristig verschoben werden, weil an diesem Tag im Deutschen Reich die Volksabstimmung 
über die Enteignung der Fürstenvermögen stattfand. Zum neu festgesetzten Zeitpunkt der 
Veranstaltung befand sich der Ulmer Oberbürgermeister auf Urlaub in Bad Godesberg. 
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Material 19: Bericht des 1. Stellvertreters des OB über den Reichsbannertag 1926 

(StA Ulm, B 123/133 Nr. 10) 
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Material 20: Demonstrations-LKW des Roten Frontkämpferbundes anlässlich der 
Volksabstimmung über die Enteignung der Fürstenvermögen, August 1926 

(„Selbsterlebtes und Mitgemachtes. Autobiografische Erinnerungen von Siegfried Garni“, 
Dokumentations-Zentrum Oberer Kuhberg - Nachlass Siegfried Garni Nr. 8) 

Nach den gescheiterten Aufstandversuchen in Mitteldeutschland und Hamburg wurde 1924 in 
Thüringen der Rote-Frontkämpferbund (RFB) als Sammelbecken der kommunistisch orientierten 
Frontsoldaten gegründet. Im gesamten Deutschen Reich soll der RFB zwischen 50.000 und 
100.000 Mitglieder umfasst haben. Am 3. Mai 1929 wurde er zunächst in Preußen, kurz darauf 
in weiteren Ländern des Reichs verboten. 

In Ulm/Neu-Ulm gab es seit 1926 eine gemeinsame Ortsgruppe des RFB. Nach seinem Verbot 
wurde hier am 13.9.1929 von zunächst elf Kommunisten der „Kampfbund gegen den 
Faschismus“ gegründet, der bis zum Jahre 1932 auf fast 100 Mitglieder anwuchs. In Ulm wurde 
am 16./17.5.1931 auch der ‚Rote Tag’ der KPD und des Kampfbundes veranstaltet, zu dem aus 
ganz Württemberg und aus Bayern etwa 3000 Teilnehmer angereist kamen. 

Zu dem Foto schreibt einer der Beteiligten in seinen Lebenserinnerungen: „Am 27.8.1926 fand 
die Fürstenabfindungswahl [Volksabstimmung über die Enteignung der Fürstenvermögen] statt, 
wobei sich der RFB intensiv beteiligte mit einem Lastwagen, worauf sich RFB-Kameraden mit 
Trommeln, Sprachrohr und Transparent befanden. Wir fuhren langsam durch die Straßen in Ulm 
und verteilten Flugblätter.“   
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